
Verordnung zur Ausführung des § 97 Abs. 4 
Schulgesetz (Schülerfahrkostenverordnung - 

SchfkVO) 

Verwaltungsvorschriften zur Ausführung der 
Schülerfahrkostenverordnung (VVzSchfkVO) 

 

Aufgrund des § 97 Abs. 4 des Schulgesetzes (SchulG) vom 15. 
Februar 2005 (GV. NRW. S. 102) wird im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium (jetzt: Ministerium der Finanzen) und dem 
Innenministerium (jetzt: Ministerium des Innern) sowie dem 
Ministerium für Verkehr, Energie und Landesplanung (jetzt: 
Ministerium für Verkehr) verordnet: 
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Erster Abschnitt Allgemeines 

§ 1 Schülerfahrkosten 
Schülerfahrkosten sind die Kosten, die für die 
wirtschaftlichste, der Schülerin oder dem Schüler zumutbare 
Art der Beförderung zu den Schulen im Sinne von § 97 SchulG 
und zurück notwendig entstehen. 

VV zu § 1 
1.1 Bei allen Entscheidungen ist ein Interessenausgleich zwischen 
den Grundprinzipien der für den Schulträger wirtschaftlichsten 
Beförderung einerseits und der Zumutbarkeit der Beförderung für 
die Schülerin oder den Schüler andererseits herzustellen. Dem 
entsprechen die zur Verwaltungsvereinfachung vorgenommenen 
Pauschalierungen. 

1.2 Schülerfahrkosten sind für den Hin- und Rückweg zwischen 
Wohnung und Schule oder Unterrichtsort gemäß Nr. 2.1 je 
Schülerin oder je Schüler zu übernehmen. 

1.3 Schülerfahrkosten werden gemäß § 97 Abs. 1 Schulgesetz 
(SchulG BASS 1-1) für die in Nordrhein-Westfalen wohnenden 
Schülerinnen und Schüler übernommen, die eine Schule in 
Nordrhein-Westfalen besuchen. Dies gilt auch für ausländische und 
staatenlose Schülerinnen und Schüler einschließlich der Kinder von 
Flüchtlingen sowie für Austauschschülerinnen und 
Austauschschüler. Ob Schülerinnen und Schüler in Nordrhein-
Westfalen wohnen, ergibt sich in der Regel aus der Anschrift ihrer 
Wohnung. 

 

§ 2 Geltungsbereich 
(1) Anspruch auf Übernahme von Schülerfahrkosten haben 
nach dieser Verordnung Schülerinnen und Schüler mit 
Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in Nordrhein-
Westfalen für den Besuch der in § 97 Abs. 1 und 2 SchulG 
bezeichneten Schulformen bis zu einem Höchstbetrag von 
monatlich 100 Euro, gegebenenfalls vermindert um den vom 
Schulträger nach Absatz 3 festgesetzten Eigenanteil. Die 
Höchstbetragsbegrenzung gilt nicht für schwerbehinderte 
Schülerinnen und Schüler sowie für Schülerinnen und Schüler 
mit Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung im Sinne 
von § 19 SchulG. 

(5) Bei Übernahme von Schülerfahrkosten durch 
Ersatzschulträger gilt für die Bezuschussung nach § 106 Abs. 

2 Nr. 2c, Abs. 6 SchulG diese Verordnung 
entsprechend, soweit § 17 nichts anderes bestimmt. 

 

VV zu § 2 

2.1 zu Abs. 1 und 2 
2.1.1 Schülerfahrkosten werden bis zu einem Höchstbetrag 
von 100,- € monatlich, gegebenenfalls vermindert um den 
vom Schulträger festgesetzten Eigenanteil, für den Besuch 
folgender öffentlicher Schulen übernommen: 

-der Grundschule, 

-der Hauptschule, 

-der Realschule einschließlich der Aufbaurealschule, 

-des Gymnasiums einschließlich des 
Aufbaugymnasiums, 

-der Gesamtschule, 

-der Sekundarschule. 

2.5 zu Abs. 5 
2.5.1 Von Trägern vorläufig erlaubter (§ 101 Abs. 2 Satz 1 
SchulG) oder genehmigter (§ 101 Abs. 1 SchulG) 
Ersatzschulen übernommene Schülerfahrkosten werden 
vom Land nach Maßgabe des § 17 und in entsprechender 
Anwendung der Schülerfahrkostenverordnung 
bezuschusst, soweit Ersatzschulen den unter Nr. 2.1.1 
genannten öffentlichen Schulen entsprechen. 

2.5.2 Ein Anspruch von Schülerinnen und Schülern einer 
Ersatzschule gegen das Land auf Übernahme von 
Schülerfahrkosten besteht nicht; diese Kostenübernahme 
ist allein Gegenstand des Defizitdeckungsverfahrens nach 
dem § 106 Abs. 2 Nr. 2c, Abs. 6 SchulG mit dem 
Ersatzschulträger. 

2.5.3 In den Fällen, in denen dem öffentlichen Schulträger 
Ermessen eingeräumt ist, hat der Ersatzschulträger - 
sofern er eine Bezuschussung beantragen will - die 
Zustimmung (vorherige Einwilligung) der oberen Schul-
aufsichtsbehörde zu der beabsichtigten 
Ermessensentscheidung einzuholen, sofern diese 
Verwaltungsvorschriften keine gesonderte Regelung vor-
sehen. 

2.5.4 Die Träger von Ersatzschulen sind bei der 
Übernahme von Fahrkosten für Schülerzeitkarten zur 
Erhebung von Eigenanteilen in demselben Umfang 
verpflichtet, in dem Eigenanteile vom Träger öffentlicher 
Schulen am Sitz der Ersatzschule festgesetzt worden sind. 

 

§ 3 Zuständigkeit 
Der Schulträger entscheidet im Rahmen dieser 
Verordnung über Art und Umfang der 
Schülerbeförderung. Ihm obliegt keine Pflicht zur 
Beförderung. 

VV zu § 3 
3.1 Dem Schulträger obliegt nach dieser Verordnung nur 
eine Kostentragungs-, keine Beförderungspflicht. Richtet 
der Schulträger keinen Schülerspezialverkehr gemäß § 14 
ein und ist die Beförderung mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
nicht möglich oder zumutbar, hat er die Kosten einer Be-
förderung mit Privatfahrzeugen gemäß §§ 15, 16 zu tragen. 

3.2 Schulträger von Ersatzschulen sind nur berechtigt, zu 
Lasten des Landes freiwillige Mehrleistungen zu 
übernehmen, wenn die obere Schulaufsichtsbehörde dies 
aus Gründen der Gleichbehandlung mit dem öffentlichen 
Schulträger, in dessen Gebiet die Ersatzschule liegt, für 
zwingend geboten erachtet. 

 

§ 4 Kostenträger 
(1) Der Schulträger der besuchten Schule übernimmt 
die Schülerfahrkosten auf Antrag unabhängig vom 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt der Schülerin 
oder des Schülers (Schulträgerprinzip). Er entscheidet 
über das zweckmäßigste Verfahren. 

(2) Bewilligungszeitraum ist in der Regel das Schuljahr. 
Der Antrag auf Fahrkostenübernahme soll 
unverzüglich zu Beginn des Bewilligungszeitraums 
beim Schulträger gestellt werden. Eine nachträgliche 



Übernahme (Erstattung) der Schülerfahrkosten ist nur 
möglich, wenn der Antrag spätestens bis zum Ablauf von drei 
Monaten nach Ende des Bewilligungszeitraums gestellt wird. 
Eine Erstattung kann nicht beantragt werden, wenn der 
Schulträger oder ein von ihm beauftragtes 
Verkehrsunternehmen Fahrausweise für öffentliche Ver-
kehrsmittel zur Verfügung stellt (§ 13 Abs. 5 Satz 2). 

VV zu § 4 

4.1 zu Abs. 1 
4.1.1 Für die Übernahme von Schülerfahrkosten gilt das 
Schulträger-, nicht das Wohnsitzprinzip. Vereinbarungen zwischen 
öffentlichen Schulträgern, die Kostentragung im Innenverhältnis 
abweichend zu regeln, sind zulässig. Sie sind der oberen 
Schulaufsichtsbehörde anzuzeigen. Derartige Vereinbarungen 
kommen u.a. in Betracht, wenn ein Schulträger schulische 
Fördermaßnahmen oder besondere Unterrichtsangebote anbietet, 
die die anliegenden Schulträger mit entlasten. 

4.2 zu Abs. 2 
4.2.1 Die Durchführung der Fahrkostenübernahme ist Sache des 
Schulträgers. Bei der Festlegung des Bewilligungszeitraums kann 
der Schulträger u.a. Sonderregelungen für die Zeit der Schulferien, 
aus Anlass eines Wohnungs- bzw. Schulwechsels sowie bei 
vorzeitigem Verlassen der Schule vorsehen. 

4.2.2 Die Schulen sollen im Rahmen ihrer Informations- und 
Beratungspflicht die Schülerinnen und Schüler und deren Eltern 
über ihre Antragsberechtigung und die Ausschlussfristen nach 
Maßgabe des vom Schulträger festgelegten Verfahrens jährlich vor 
Beginn des Bewilligungszeitraumes eingehend informieren. 

4.2.3 Bei allgemeinen Fragen der Schülerbeförderung ist die Schule 
(Schulkonferenz) vom Schulträger zu beteiligen (§ 76 Nr. 5 i.V.m. § 
65 Abs. 2 Nr. 22 SchulG). 

 
 
 



Zweiter Abschnitt Notwendige Fahrkosten 

§ 5 Notwendigkeit 
(1) Schülerfahrkosten sind die notwendigen Kosten für die 
Beförderung von Schülerinnen und Schülern. 

(2) Fahrkosten entstehen notwendig, wenn der Schulweg nach 
§ 7 Abs. 1 in der einfachen Entfernung für die Schülerin oder 
den Schüler der Primarstufe mehr als 2 km, der Sekundarstufe 
I sowie der Jahrgangsstufe 10 des Gymnasiums mehr als 3,5 
km und der Sekundarstufe II mehr als 5 km beträgt. Gleiches 
gilt für Schülerinnen und Schüler der entsprechenden Klassen 
der Förderschulen. 

(3) Soweit bei überwiegendem wöchentlichem Vor- und 
Nachmittagsunterricht ein zweites Zurücklegen des 
Schulwegs aus schulischen Gründen notwendig ist und 
insgesamt die Entfernungen des Absatzes 2 überschritten 
werden, entstehen Fahrkosten notwendig für einen Schulweg. 

VV zu § 5 

5.2 zu Abs. 2 
Der Schulträger hat die Entfernungen nach der jeweils 
verkehrsüblichen Fußstrecke festzustellen. Es ist für die 
Bemessung der Entfernung allein auf die besuchte Klasse, nicht auf 
das Lebensalter der Schülerin oder des Schülers abzustellen.  

 
§ 6 Sonstige Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Unabhängig von der Länge des Schulweges entstehen 
Fahrkosten notwendig, wenn die Schülerin oder der Schüler 
nicht nur vorübergehend aus gesundheitlichen Gründen oder 
wegen einer geistigen oder körperlichen Behinderung ein 
Verkehrsmittel benutzen muss. Der Nachweis ist durch 
Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses, in besonderen 
Zweifelsfällen durch ein schulärztliches oder amtsärztliches 
Gutachten entsprechend § 43 Abs. 2 Satz 2 SchulG zu führen. 
Sofern die Notwendigkeit der Beförderung offenkundig ist, 
kann auf die Vorlage des ärztlichen Zeugnisses verzichtet 
werden. 

(2) Unabhängig von der Länge des Schulweges entstehen 
Fahrkosten notwendig, wenn der Schulweg nach den 
objektiven Gegebenheiten besonders gefährlich oder nach den 
örtlichen Verhältnissen für Schülerinnen und Schüler 
ungeeignet ist. Ein Schulweg ist insbesondere dann 
besonders gefährlich, wenn er überwiegend entlang einer 
verkehrsreichen Straße ohne Gehweg oder begehbaren 
Randstreifen führt, oder wenn eine verkehrsreiche Straße ohne 
besondere Sicherung für Fußgänger überquert werden muss. 
Ein Schulweg ist nicht besonders gefährlich oder ungeeignet, 
wenn innerhalb der Entfernungsgrenzen des § 5 Abs. 2 an 
seiner Stelle ein anderer Fußweg zumutbar ist 
(Schulersatzweg), bei dem diese Gründe nicht vorliegen. 

VV zu § 6 

6.1 zu Abs. 1 
6.1.1 Die Unmöglichkeit, den Schulweg zu Fuß zurückzulegen, ist 
dann nicht nur vorübergehend, wenn eine Dauer von acht Wochen 
überschritten wird. Gesundheitliche Gründe sind nur solche, die das 
Zurücklegen des Schulwegs wesentlich beeinträchtigen. 

6.1.2 Die ärztliche Bescheinigung muss Aufschluss über Dauer und 
Umfang der Behinderung geben; es muss aus ihr ersichtlich sein, 
dass die Benutzung eines Verkehrsmittels zwingend geboten ist. 
Zusätzlich kann eine Stellungnahme der Schule beigezogen 
werden. Die Kosten des ärztlichen Zeugnisses sind von den Eltern 
zu tragen (entsprechend § 43 Abs. 2 Satz 2 SchulG). 

6.2 zu Abs. 2 
Für die Beurteilung der besonderen Gefährlichkeit anhand der 
örtlichen Verkehrssituation ist es zweckmäßig, die Stellungnahme 
der Kreispolizeibehörde einzuholen. Besondere Sicherungen für 
Fußgänger sind z.B. gekennzeichnete Fußgängerüberwege, 
Lichtzeichenanlagen sowie Schülerlotsendienste. 

 

§ 7 Schulweg 
(1) Schulweg im Sinne dieser Verordnung ist der kürzeste Weg 
(Fußweg) zwischen der Wohnung der Schülerin oder des 
Schülers und der nächstgelegenen Schule oder dem 
Unterrichtsort. Als Wohnung ist der nicht nur vorübergehende, 
gewöhnliche Aufenthalt der Schülerin oder des Schülers an 
Unterrichtstagen anzusehen. Der Schulweg beginnt an der 
Haustür des Wohngebäudes und endet am nächstliegenden 
Eingang des Schulgrundstücks. 

(2) Schulweg im Sinne dieser Verordnung ist auch der 
Weg zwischen Schule und Unterrichtsort (§ 8). 

(3) Schulweg ist nicht der Weg, der im Zusammenhang 
mit Schulwanderungen und Schulfahrten steht. 

 

VV zu § 7 

7.1 zu Abs. 1 
7.1.1 Die Wohnung der Schülerin oder des Schülers ergibt 
sich in der Regel aus der Meldeanschrift. In 
nachgewiesenen Fällen kann dies auch der hiervon 
abweichende ständige Aufenthaltsort an Schultagen sein 
(z.B. Kindertagesstätte, Unterkunft am Schulort). 

 

§ 8 Unterrichtsort 
(1) Unterrichtsort im Sinne des § 7 ist der Ort außerhalb 
des Schulgrundstücks, an dem regelmäßig 
lehrplanmäßiger Unterricht durchgeführt wird. 

(2) Unterrichtsort ist auch der Ort, an dem 
Schulsonderturnen, Verkehrserziehung, Silentien, 
muttersprachlicher Unterricht, Betriebserkundungen 
sowie Schulgottesdienste stattfinden. Als 
Unterrichtsort gilt auch die der Wohnung 
nächstgelegene aufnahmebereite Ausbildungsstätte, 
in der ein lehrplanmäßig vorgesehenes Praktikum als 
schulische Veranstaltung durchgeführt wird. 

VV zu § 8 

8.2 zu Abs. 2 
Der Begriff Praktikum ist umfassend gemeint 
(lehrplanmäßig vorgesehenes Berufs-, Betriebs-, 
Schulpraktikum). Aufnahmebereit ist diejenige der 
Wohnung nächstgelegene, geeignete Ausbildungsstätte, 
die aufgrund freier Kapazitäten der Schülerin oder dem 
Schüler eine Ableistung des Praktikums ermöglicht. 
Nächstgelegene Ausbildungsstätte im Sinne von § 8 Abs. 
2 Satz 2 ist diejenige aufnahmebereite Ausbildungsstätte, 
die mit dem geringsten Aufwand an Kosten und einem 
zumutbaren Aufwand an Zeit erreicht werden kann. In 
Zweifelsfällen sind der Kostenübernahme die gemäß § 20 
Abs. 1 festgelegten Entfernungen zugrunde zu legen. 

 

§ 9 Nächstgelegene Schule 
(1) Nächstgelegene Schule ist die Schule der 
gewählten Schulform, bei Grund- und Hauptschulen 
auch der gewählten Schulart, bei Berufskollegs die 
Schule mit dem entsprechenden Bildungsgang sowie 
bei Gymnasien die Schule mit dem gewählten 
bilingualen Bildungsgang, die mit dem geringsten 
Aufwand an Kosten und einem zumutbaren Aufwand 
an Zeit erreicht werden kann und deren Besuch 
schulorganisatorische Gründe nicht entgegenstehen. 

8) Schulorganisatorische Gründe im Sinne des 
Absatzes 1 stehen dem Besuch der nächstgelegenen 
Schule auch dann entgegen, wenn ein damit 
verbundener Schulwechsel nach dem erreichten Stand 
der Schullaufbahn die Ausbildung wesentlich 
beeinträchtigen würde. Dies gilt insbesondere 
hinsichtlich der Fremdsprachenfolge der bisher 
besuchten Schule und bei einem Umzug nach Eintritt 
in die gymnasiale Oberstufe, sofern die bisherige 
Schule weiterhin besucht wird. 

(9) Wird eine andere als die nächstgelegene öffentliche 
Schule im Sinne dieser Vorschrift besucht, werden 
Schülerfahrkosten vom Schulträger der besuchten 
Schule nur bis zur Höhe des Betrages übernommen, 
der beim Besuch der nächstgelegenen öffentlichen 
Schule anfallen würde. 

VV zu § 9 

9.1 zu Abs. 1 
9.1.2 Welcher Schulbesuch mit dem geringsten Aufwand 
an Kosten und einem zumutbaren Aufwand an Zeit 
verbunden ist, stellt der Schulträger fest. Maßgeblich ist die 
wirtschaftlichste Beförderung im Rahmen der Zu-
mutbarkeitsgrenzen (§ 13 Abs. 2 und 3). Ein Wahlrecht der 
Schülerin oder des Schülers besteht nicht. 



9.1.3 Schulorganisatorische Gründe, die dem Besuch der 
nächstgelegenen Schule entgegenstehen können, sind alle 
Maßnahmen, die von einem Schulträger oder der Schule im 
Rahmen der zustehenden Organisationsbefugnisse zur Regelung 
des Schulbesuchs getroffen werden (u.a. Gründe der 
Aufnahmekapazität, der Zusammenfassung von Schülerinnen und 
Schülern aus Zuwanderungsfamilien an Grund- und Hauptschulen 
in Vorbereitungsklassen, Organisation des Gemeinsamen 
Unterrichts, Entlassung von einer Schule gemäß § 53 Abs. 3 Nr. 5 
SchulG). Unbeachtlich ist, wer die schulorganisatorischen 
Hinderungsgründe zu vertreten hat. 

9.7 zu Abs. 7 
9.7.1 Abweichungen in Bezug auf Lerninhalte, Bildungsgang oder 
Schulorganisation begründen keinen weiterreichenden Anspruch 
auf eine Schülerfahrkostenübernahme. Gleiches gilt für ein 
besonderes Fremdsprachenangebot. Die Feststellung, ob die 
nächstgelegene Schule dem gewählten Bildungsgang entspricht, 
hat sich allein an der Möglichkeit auszurichten, die 
Abschlussberechtigung der gewählten Schulform bzw. Fach-
richtung zu erreichen. 

9.9 zu Abs. 9 
9.9.1 Dies gilt auch dann, wenn nur die Kosten für den Besuch einer 
nächstgelegenen, nicht im Gebiet des Schulträgers befindlichen 
Schule zu übernehmen sind. Zu den Besonderheiten beim Besuch 
einer Ersatzschule anstelle der nächstgelegenen öffentlichen 
Schule vgl. Nummer 17.1. 

 
9.9.2 Die fiktiven Fahrkosten bis zur nächstgelegenen, aber nicht 
besuchten Schule werden nur dann erstattet, wenn die Länge des 
fiktiven Schulweges die Entfernungsgrenzen nach § 5 Abs. 2 
überschreitet. Dies gilt auch dann, wenn für den Besuch der 
nächstgelegenen Schule Schülerfahrkosten nicht wegen der Länge 
des Schulwegs, sondern wegen der besonderen Gefährlichkeit 
oder Ungeeignetheit des Schulwegs (§ 6 Abs. 2) notwendig 
entstehen würden. 

 

Vierter Abschnitt Sonderregelungen und 
Schlussvorschriften 

§ 17 Voraussetzungen der Erstattung von 
Schülerfahrkosten für Ersatzschulen 

(1) Schülerfahrkosten werden nur bis zur Höhe des Betrages 
als fortdauernde Ausgaben berücksichtigt, der für die einzelne 

Schülerin oder den einzelnen Schüler durch den 
Besuch der jeweils nächstgelegenen öffentlichen oder 
privaten Schule der entsprechenden Schulform, bei 
berufsbildenden Schulen auch des entsprechenden 
Bildungsgangs, anfallen würde. Hiervon abweichend 
bleiben für Schülerinnen und Schüler mit 
festgestelltem Bedarf an sonderpädagogischer 
Unterstützung, die eine private Förderschule 
besuchen, entsprechende öffentliche Förderschulen 
außer Betracht. Für Ersatzschulen eigener Art gemäß § 
100 Abs. 6 SchulG gilt in den Sekundarstufen I und II 
die Schulform Gymnasium als entsprechende Schul-
form, soweit die Ausbildung nicht dem Bildungsgang 
einer Förderschule oder eines Berufskollegs 
zuzuordnen ist.  

(2) Abweichend von Absatz 1 gilt die tatsächlich 
besuchte Ersatzschule als nächstgelegene Schule, 
wenn der Ersatzschulträger von allen insoweit dem 
Grunde nach anspruchsberechtigten Fahrschüle-
rinnen und Fahrschülern, für die kein 
Schülerspezialverkehr eingerichtet ist, einen 
pauschalierten Eigenanteil in Höhe des in § 2 Abs. 3 
bestimmten Höchstbetrags erhebt (Umlagemodell). 
Der Ersatzschulträger kann vom Umlagemodell nur 
dann Gebrauch machen, wenn für den Schulweg keine 
Schülerzeitkarte gemäß § 2 Abs. 3 gegen Entrichtung 
des dort vorgesehenen Eigenanteils zur Verfügung 
gestellt werden kann. 

VV zu § 17 

17.1 zu Abs. 1 
Nächstgelegene Schule ist immer die nächstgelegene 
vergleichbare Schule, unabhängig davon, ob sie sich in 
öffentlicher oder freier Trägerschaft befindet, soweit ihre 
Aufnahmekapazität nicht erschöpft ist (vgl. Nr. 9.1.3). 

Bei der Zuordnung der Ersatzschulen eigener Art der 
Sekundarstufe I und II zur Schulform Gymnasium handelt 
es sich um eine gesetzliche Fiktion. Die Frage, ob die 
einzelne Schülerin oder der einzelne Schüler tatsächlich für 
das Gymnasium qualifiziert ist, ist daher unbeachtlich.. 

17.2 zu Abs. 2 
Der vom Schulträger im Rahmen des Umlagemodells 
erhobene Eigenanteil ist nach Maßgabe des § 2 Abs. 3 
i.V.m. § 2 Abs. 3 FESchVO bei der Bemessung der 
Landeszuschüsse zu berücksichtigen.

 

. 

 


